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17. Sitzung – Sondersitzung –  

(gem. § 25 Abs. 3 S. 2 GO Abghs) 

12. Dezember 2022 

 

  

Beginn: 12.06 Uhr  

Schluss: 13.15 Uhr  

Vorsitz: Andreas Otto (GRÜNE) 

 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Siehe Beschlussprotokoll. 

 

 

Punkt 1 der Tagesordnung 

  Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 19/0463 

Entwurf des Bebauungsplans 9-15a vom 21. April 

2021 mit Deckblättern vom 28. Januar 2022 und 

vom 30. März 2022 für eine Teilfläche des 

städtebaulichen Entwicklungsbereichs „Berlin-

Johannisthal / Adlershof“ 

0055 

StadtWohn 

Haupt 

Andreas Otto (GRÜNE) erinnert daran, dass sich der Ausschuss am vergangenen Freitag, 

unter anderem zusammen mit Bezirksbürgermeister Igel, Staatssekretär Gaebler und Senator 

Geisel, auf dem Gelände der Müller-Erben umgeschaut habe. 

 

Senator Andreas Geisel (SenSBW) fasst zusammen, der Geltungsbereich des Bebauungs-

plans 9-15a befinde sich innerhalb der Entwicklungsmaßnahme „Berlin-Johannisthal/Adlers-

hof“. Das Plangebiet messe 21,4 Hektar. Ursprünglich sei es Anfang des 20. Jahrhunderts ein 

Produktionsgelände des jüdischen Industriellen Arthur Müller gewesen. Nach dem Zweiten 

Weltkrieg habe der Volkseigene Betrieb – VEB – Kühlautomat es genutzt. Seit fast 30 Jahren 

liege das Gelände brach. Die Reaktivierung sei der Schlussstein der Entwicklungsmaßnahme. 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/StadtWohn/vorgang/sw19-0055-v.pdf
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Berlin wolle die Grundstücke zum Wert zu Beginn der Entwicklungsmaßnahme, nicht zum 

heutigen Verkehrswert, ankaufen. Dies entspreche einem finanziellen Vorteil von 64 Mio. 

Euro und sei Voraussetzung für zukünftige Arbeitsplätze und die Erweiterung des Wirt-

schafts- und Wissenschaftsstandortes Adlershof. Diese Gewerbeflächen verblieben mit dauer-

haften Erlösen aus der Erbbaupacht im Eigentum Berlins verbunden. 11 von 21 Hektar wür-

den rekommunalisiert. 

 

Denkmäler müssten zeitnah gesichert werden, um überhaupt noch Substanz zu sichern. Die 

Voraussetzung dafür sei es, Planungsrecht zu schaffen, um Zugriff zu erhalten. 

 

Es sei möglich, rund 1 800 Wohnungen an dem Standort zu errichten. Berlin kaufe auch Flä-

chen für städtischen Wohnungsbau an durch Abschöpfung der Wertzuwächse an der Entwick-

lungsmaßnahme über einen Ablösungsbetrag. Gemäß Abwendungsvereinbarung könnten 

Ausgaben refinanziert werden – Grunderwerb oder kostenintensive Altlastensanierung werde 

refinanziert. 

 

Es sei geplant, umfangreiche Umweltschäden wie Bodenverunreinigungen zu beseitigen. Zu-

dem gebe es einen nachhaltigen Umgang mit Grund und Boden durch Reaktivierung der in-

nerstädtischen, gut erschlossenen Brache. 

 

Sollte es nicht gelingen, den Bebauungsplan zu einer Festsetzung zu bringen, drohte die Ent-

lassung des Gebietes aus dem Entwicklungsrecht mit einem Vermögensschaden für Berlin. 

 

Sabrina Böttcher (SenSBW) führt aus, sie stelle den Bebauungsentwurf 9-15a vor. Es hande-

le sich um die letzte größere unentwickelte Fläche im Entwicklungsgebiet, im Norden gele-

gen – siehe Folien. Das – auf der Folie gelb umrandete – Entwicklungsgebiet sei 420 Hektar 

groß, umgrenzt durch das Adlergestell und die S-Bahn-Trasse mit den S-Bahnhöfen Johannis-

thal nördlich und Adlershof südlich. Dort befinde sich die Rudower Chaussee, auf die die 

wichtigsten öffentlichen Nutzungen konzentriert seien. Zudem habe die HU dort Fachberei-

che, und der Kernbereich des Technologie- und Wissenschaftsstandort sei ebenfalls dort situ-

iert. Im Süden werde das Gebiet durch den Teltowkanal und die Bundesautobahn begrenzt. 

 

Das – auf der Folie rot umrandete – Areal sei 21 Hektar groß. Es werde durch den Segelflie-

gerdamm und den Groß-Berliner Damm erschlossen. Im Moment sei es noch zu 100 Prozent 

im Privatbesitz der Bauwert Segelfliegerdamm GmbH. 

 

Der aktuelle Bebauungsplanentwurf sehe ein gemischtes Quartier vor. Darunter liege ein Be-

bauungsplanentwurf, der bislang zu 100 Prozent gewerbliche Nutzung vorgesehen habe. 

 

Das Verfahren sei abgeschlossen. Der Senatsbeschluss sei am 16. August gefasst worden, und 

es fehle nur noch der Beschluss des Abgeordnetenhauses. 

 

Der Bebauungsplan werde durch einen städtebaulichen Vertrag flankiert, der im Kaufvertrag 

unter dem Titel Abwendungsvereinbarung laufe. 
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Die Historie sei eng mit der Flugzeugindustrie verbunden. Hier sei 1909 der erste Flughafen 

für motorisierte Flugzeuge entstanden. In diesem Zusammenhang seien auf dieser Fläche von 

dem jüdischen Industriellen Arthur Müller in Leichtbauweise Flugzeugsproduktionshallen 

errichtet – siehe nächste Folie. Der Versailler Vertrag nach dem Ersten Weltkrieg habe vorge-

geben, keine Flugzeugproduktion mehr betreiben zu dürfen. Die Hallen seien dann für Film-

produktionen oder Produktionsfirmen in der Automobilbranche vermietet worden. 

 

Von den Fünfzigerjahren bis Mitte der Neunzigerjahre habe der VEB Kühlautomat die Ge-

bäude genutzt und umgebaut, um Kühlautomaten für die Hochseefischerei herzustellen. Seit 
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der Betriebsaufgabe 1996 sei das Gelände überwiegend ungenutzt. Es sei an die Treuhandan-

stalt gefallen, die die 2003 erfolgte Rückübertragung an die ungeteilte jüdische Erbengemein-

schaft in London, New York und Israel eingeleitet habe. 

 

 
 

 
 

Dies sei in die Zeit gefallen, zu der in Berlin der Umsteuerungsbeschluss für die Entwick-

lungsmaßnahmen beschlossen worden sei. Aufgrund der Bevölkerungsentwicklung seien alle 

größeren Neubauprojekte reduziert worden. Es sei nur ein einfaches Gewerbegebiet festge-

setzt worden, das ohne weitere Bauverpflichtung schnell entlassen worden sei. 
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Ab 2010 sei der Wohnungsmarkt wieder angesprungen, sodass das Land Gespräche mit den 

Eigentümern aufgenommen habe, um Überlegungen zur Entwicklung anzustellen. Eine Be-

sonderheit seien die hohen Vorlaufkosten für die Beräumung und die Altlastensanierung ge-

wesen. Dies habe zu einer Abgeordnetenhausvorlage zur Planung geführt. Zuvor habe die 

Senatsverwaltung für Wirtschaft auf die Gewerbeflächen verzichten müssen. Diese Gespräche 

seien konstruktiv verlaufen. Auch die Abstimmung mit den Denkmalbehörden sei wichtig 

gewesen. 

 

Dies sei in die Grundlagenvereinbarung zwischen dem Land Berlin und den Eigentümern – 

siehe nächste Folie – eingegangen. Die wichtigsten Faktoren seien die Nutzungsverteilung – 

zur Hälfte Gewerbe, zur Hälfte Wohnungsbau – und, dass die Eigentümergemeinschaft die 

Entwicklungsziele und das Entwicklungsrecht anerkenne und die Flächen zu diesen Konditio-

nen veräußere, gewesen. Das Land werde die hellblauen und rosa Flächen zuzüglich der Er-

schließungsflächen erwerben. Den Ablösebetrag hätten die Eigentümer anerkannt. 

 

 
 

Planungsziele seien die Reaktivierung einer innerstädtischen Brachfläche; die Beräumung und 

Altlastensanierung mit dem Ziel, 1 800 Wohnungen mit einem Anteil städtischen Wohnungs-

baus zu schaffen; die landeseigenen Flächen zu qualifizieren, in Wert zu setzen und für den 

Technologiestandort bereitzustellen; und die Integration der sanierungsfähigen Denkmäler in 

das Konzept. 
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Das Gutachterverfahren sei zwischen dem Land Berlin und den Eigentümern ausgeschrieben 

worden. Aus mehreren Gründen habe das Büro Freie Planungsgruppe Berlin überzeugt – sie-

he nächste Folie. Sie sehe vor, eine funktionale und gestalterische Trennung zwischen Ge-

werbe im Norden und Wohnungsbau im Süden durch eine „Grünfuge“ herzustellen, die eine 

Verbindung zum Park aufnehme und eine Vernetzung zu den umliegenden Quartieren zu 

schaffen, die ausschließlich für Fußgänger und Radfahrer vorgesehen sei. 

 

 
 

Der Entwurf löse die unmittelbare Nachbarschaft von Gewerbe und Wohnen mit sechs 

Wohnhöfen, die sich Richtung Süden etwas auflösten und mit Stadtvillen dem Park zuwende-
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ten. Dem Entwurf sei als einziger gelungen, die fünf Denkmäler zu integrieren und ihnen ei-

nen Rahmen zu setzen. Es sei nicht mehr möglich, die Halle 4 zu erhalten, aber der Entwurf 

sehe einen Neubau der gleichen Kubatur mit basilikaähnlicher Form vor. Es setze die wenigen 

zu erhaltenden Denkmäler in Szene. 

 

Dies sei die Grundlage für den Bebauungsplanentwurf 9-15a – siehe nächste Folie. Im Norden 

seien die vier Gewerbeflächen und im Süden die acht allgemeine Wohngebiete sichtbar. Kita 

und weitere öffentliche Nutzung würden sie später im Rahmen einer Gemeinbedarfsfläche 

festsetzen. Es gebe Platz für ca. 1 800 Wohnungen und mehr als 150 000 Quadratmeter Ge-

schossfläche für Gewerbe. 

 

Die Verkehrswege erschlössen sich gut. Die öffentlichen Erschließungsstraßen, die Gewer-

bestraße und die Wohnstraße würden durch zwei Privatstraßen ergänzt. 

 

 
 

Es gebe eine Reihe ökologischer Festsetzungen und umfangreiche Lärmschutzfestsetzungen – 

siehe nächste Folie –, weil es drei Lärmquellen gebe: das Gewerbe der umliegenden Gewer-

begebiete und des Gebiets selbst, Verkehr des Segelfliegerdamms und eine Sportstätte im 

Süden. 

 

Zum aktiven Lärmschutz gehöre eine Lärmkontingentierung für Gewerbegebiete mit Rich-

tungssektoren. Es sei eine Lärmschutzwand für die Kita zur Straße hin vorgesehen. Dort stehe 

bereits eine Mauer, die möglicherweise integriert werden könne. Der Außenbereich der Kita 

solle nutzbar werden. Zu den passiven Lärmschutzmaßnahmen gehöre die Grundrissorientie-

rung, denn der Großteil der Aufenthaltsräume orientiere sich zur lärmabgewandten Seite. Eine 

Besonderheit für das WA 7 und das WA 3 sei, dass der Bereich zur Straße hin zuerst umge-

setzt werde. An einigen Stellen gebe es die Notwendigkeit für geschlossene Laubengänge 

oder Loggien oder Maßnahmen gleicher Wirkung. 
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Im Verfahren zur Trägerbeteiligung und in frühzeitigen und regulären Beteiligungsverfah-

ren – siehe nächste Folien – habe es Hinweise und Anpassungen gegeben, die sie in den Be-

bauungsplan aufgenommen hätten. Dies habe das Thema der Lärmschutzfestsetzung betrof-

fen. Sie hätten den Hinweis der SenUMVK aufgenommen, dass geplant sei, den Segelflieger-

damm künftig aufzuweiten. Außerdem hätten sie eine Grünfläche als Entree für die „Grünfu-

ge“ Richtung Park aufgenommen. 
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Von den 1 800 Wohnungen, die entständen, seien 550, 30 Prozent, im Landesbesitz. Auf dem 

Gelände WA 3, dass das Land kaufen und einer städtischen Wohnungsbaugesellschaft über-

tragen werde, sei ein Anteil von 75 Prozent geförderten Wohnungsbaus vorgesehen. Der Ei-

gentümer habe sich bereiterklärt, 100 weitere Wohnungen schlüsselfertig zu errichten, die an 

eine städtische Wohnungsbaugesellschaft veräußert und den geförderten zugeordnet würden, 

sodass der Anteil mit 440 Wohnungen bei 25 Prozent liege. 

 

 
 

Zur sozialen Infrastruktur – siehe nächste Folie – gehöre eine Kita mit 130 bis 140 Plätzen 

und eine kleine Kita in WA 3, die die städtische Wohnungsbaugesellschaft umsetzen werde. 
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Eine Schule sei schon in Planung. Aus dem Projekt heraus ergebe sich ein Bedarf von 216 

Plätzen. Eineinhalb Züge stünden in der Planung, aber es sei eine dreizügige Schule. Das Be-

bauungsplanverfahren könne fortgesetzt werden, wenn der Bebauungsplan zur Beschlussfas-

sung komme. Die Finanzierung sei durch das Investitionsprogramm verankert. 

 

Neben dem MIV, der im Gebiet versorgt werde, wollten sie ein straßenunabhängiges Fuß- 

und Radwegenetz schaffen – siehe nächste Folie. Es solle ein autoarmes Quartier entstehen. 

Die Anbindung an den ÖPNV sei ideal: Der S-Bahnhof Johannisthal sei fußläufig erreichbar, 

und es gebe eine Straßenbahn sowie eine Buslinie. 
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Die neue Entwicklung rufe insgesamt 4 360 Fahrten hervor. Sie hätten nachweisen können, 

dass das verträglich abzuwickeln sei. 

 

Der Regelquerschnitt der Wohnstraße – siehe nächste Folie – zeige jeweils einen Richtungs-

fahrstreifen je Fahrtrichtung, wechselnd Park- und Regenwasserversickerungsflächen und 

Gehwege mit jeweils 3,5 Metern Breite. 
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Die ökologischen Ziele – siehe vorherige Folie – entsprächen den fast schon standardisierten 

Festsetzungen, die aus Adlershof bekannt seien. Die Dächer würden zu mindestens 50 Prozent 

begrünt. Insbesondere für die Gewerbebetriebe sei von Interesse, dass auch Fassaden begrünt 

würden. Das Regenwasser solle vollständig, wie in Adlershof üblich, versickern. 

 

Auf dem Gelände sei Arten- und Biotopschutz relevant. Es gebe ein abgestimmtes Kompen-

sationskonzept mit der unteren und oberen Naturschutzbehörde – siehe nächste Folie. Sie ver-

lagerten die Zauneidechsen in den Landschaftspark und den Fitis in die Wuhlheide. Der Tro-

ckenrasen werde im Gebiet selbst kompensiert, ein Teil müsse zum Britzer Zweigkanal. 
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Ein Teil stehe unter Denkmalschutz – siehe vorherige Folie – mit elf eingetragenen Einzel-

denkmälern. In Abstimmungen mit Fachbehörden, der unteren und der oberen Denkmalbe-

hörde und dem Landesdenkmalamt hätten sie evaluiert, was noch zu retten sei. Viele Gebäude 

hätten eine so schlechte Bausubstanz – siehe nächste Folie –, dass sie nicht erhaltenswert sei. 

 

 
 

 
 

Die zu erhaltenden Gebäude – siehe nächste Folie – lägen überwiegend im Gemeinbedarfsbe-

reich. Lediglich Gebäude 16 werde in einem Wohngebiet liegen, das ein Eigentümer nutzen 
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werde. Dieser wolle das Gebäude mit Arztpraxen und Dienstleistungsbereichen der Öffent-

lichkeit zugänglich machen. 

 

 
 

 
 

Halle 4 – siehe nächste Folie – grenze an die Gemeinbedarfsfläche an. Bislang sei vorgese-

hen, dass sich der Neubau an der basilikaartigen Struktur orientiere. Im Bebauungsplan sei 

festgesetzt, den Höhensprung zu realisieren, das Lichtband aufzunehmen und die Erinnerung 

durch den Neubau zu gewährleisten. 
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Die Diskussionen der letzten Wochen hätten Abstimmungen mit den Eigentümern zur Folge 

gehabt. Sie hätten im Rahmen einer Selbstverpflichtungserklärung erklärt, deutlich mehr von 

dem ursprünglichen Gebäude in den Neubau zu integrieren. Dazu gehörten die Krankstützen, 

die Industrielampen und zumindest die Idee des Lichtbandes. 

 

 
 

 
 

Am Freitag habe der Eigentümer vor Ort vorgeschlagen, Restauratoren gutachterlich an das 

Gebäude heranzulassen, um abzuklären, ob die Chance bestehe, deutlich mehr zu erhalten, 

wenn es zu einer Beschlussfassung des Bebauungsplanes komme. 
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Auf der nächsten Folie sei der Ablauf des Bebauungsplans zu sehen. Der Abgeordnetenhaus-

beschluss fehle noch. 

 

 
 

Der Kaufvertrag und die Abwendungsvereinbarung – siehe nächste Folie –, die Folge der 

Grundlagenvereinbarung, seien letzte Woche im Unterausschuss Vermögensverwaltung und 

im Hauptausschuss zustimmend zur Kenntnis genommen worden. Allerdings seien Bebau-

ungsplan und Vertrag ohne einander nicht gültig. 
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Ab Januar 2023 seien die beräumungsvorbereitenden Baumfällungen durch den Eigentümer 

nötig und möglich, um abschnittsweise in die Beräumung zu starten. Die Altlastensanierung, 

alles was unterirdisch erfolge, und der Bau der Straßen könnten ab 2024 erfolgen. Der Woh-

nungsbau könne 2025 beginnen und in sechs Bauabschnitten bis 2031 realisiert werden. 

 

 
 

 
 

Die positiven Effekte für Berlin, die mit der Realisierung eines solchen Projektes verbunden 

seien, seien auf der nächsten Folie aufgezeigt. 
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Katalin Gennburg (LINKE) führt aus, das Quartier habe die Größe eines großen Dorfs. Die 

Koalition habe sich mit dem Bebauungsplan schwergetan. Heute werde keine Beschlussfas-

sung, sondern eine Protokollnotiz beschlossen, weil Bebauungspläne nicht zuließen, als Aus-

schuss eine Empfehlung abzugeben. Dies zeige, dass bei der Erstellung von Bebauungsplänen 

dringend ein anderes Vorgehen nötig sei, damit am Ende nicht so viele Dinge besprochen 

werden müssten. 

 

Beschlüsse zu Bebauungsplänen seien ungewöhnlich und dokumentierten eine bemerkens-

werte Geschichte. Zum Checkpoint Charlie hätten sie eine Beschlussfassung vorgenommen, 

weil der Wunsch bestanden habe, den Bebauungsplan zu modifizieren. 

 

Die Koalition habe sich auch im Koalitionsvertrag darauf verständigt, alte Bebauungspläne 

auf den Prüfstand zu stellen. Der vorliegende Bebauungsplan sei nicht alt, aber Teile der Koa-

lition hätten einige Änderungswünsche gehabt. Die wichtigsten Streitpunkte müssten sie her-

vorheben. Die Vorlage dokumentiere fast alle dieser Streitpunkte, doch innerhalb der Koaliti-

on seien sie nicht gut geklärt worden. 

 

Sie begrüße den Investor, der anwesend sei, und freue sich, dass das KulturerbeNetz, das sich 

um den Denkmalerhalt vor Ort gekümmert habe und mit dem Linke und Grüne intensiv agiert 

hätten, anwesend sei. 

 

Die Verzögerung könne verringert werden, wenn Belange in das Verfahren eingearbeitet 

würden. Das Parlament müsse als Gesetzgeber den Bebauungsplan am Ende beschließen. 

 

Es sei gut, dass der Sozialwohnungsbau auf eine auskömmliche Quote erhöht worden sei. 

 

Die Halle 4 müsse in einer Variante entstehen, die einem Denkmal gerecht werde. Sie danke 

ihrer Kollegin, Abgeordnete Billig, für die gemeinsame Aktivität. Sie hätten große Hoffnung, 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 19 Inhaltsprotokoll StadtWohn 19/17 

12. Dezember 2022 

 

 

 

- gr - 

 

dass die Machbarkeitsanalyse zum Denkmalerhalt und das Optionsrecht, das in der Beschlus-

sempfehlung stehe, zum Zug komme und dass die Halle dem basilikalen Charakter gerecht 

werde. Auf dem 21 Hektar großen Gelände ständen viele andere Gebäude, die zusammenge-

fallen seien, weil die untere Denkmalbehörde nicht habe durchsetzen wollen oder können, die 

Denkmalhallen zu erhalten. Die Halle 4 sei wichtig, um den Flugplatz sichtbar zu behalten, 

denn Berlin habe nach 1945 sehr viel Stadtstruktur verloren und müsse nun so viel erhalten 

wie möglich. 

 

Die Selbstverpflichtung, die mit dem Investor abgeschlossen worden sei, sei nicht in Ord-

nung. Die Halle müsse erkennbar bleiben und so bleiben, wie sie sei. Möglicherweise in Ko-

operation mit dem Technikmuseum müsse ein Ort entstehen, an dem Menschen die Historizi-

tät erfahren könnten. 

 

Es gebe weiterhin die Zusage, die Schulplatz- und Kitaversorgung zuzusichern. Im Bebau-

ungsplanverfahren müsse die Schulplatzversorgung nachgewiesen werden. Die vorliegenden 

Zahlen gäben das teilweise her, aber der Schulplatzneubau in der Holzbauschule, die als Teil 

des Nachweises gelte, sei in der Investitionsplanung des Landes nicht abgesichert. Wer auch 

immer demnächst regiere, müsse das dringend sicherstellen. 

 

Es sei gut, dass eine bereits versiegelte Fläche, die sich noch dazu in der Stadt befinde, wei-

terentwickelt werde. Es sei ein schweres Ringen gewesen sei, den historischen Charakter, die 

wichtige Verbindung zur Industriegeschichte, eine Nahversorgung und die Schulplatzversor-

gung zu sichern sowie die Sozialwohnungsbauquote hochzusetzen. Das zeige, dass Stadtpla-

nung in Zukunft anders betrieben werden müsse: miteinander, mit den Leuten, die sich vor 

Ort einsetzten, mit den Menschen in der Stadt. 

 

Vorsitzender Andreas Otto weist darauf hin, dass sie nicht in der Rolle als Gesetzgeber dar-

über sprächen, sondern als Gemeinderat, der in seiner kommunalen Funktion Bebauungspläne 

beschließe. 

 

Stefan Evers (CDU) lobt, er sehe in dem Bebauungsplan ein gelungenes Stück Quartiersent-

wicklung, das sich seine Fraktion früher gewünscht hätte. Mit diesem Schlussstein der Ent-

wicklung von Johannisthal/Adlershof müsse eine Portalfunktion entstehen. Eine ganze Reihe 

von Schwächen in der Entwicklung Adlershofs seien hier besser gemacht worden: ein Kiez-

zentrum und Urbanität. Die CDU-Fraktion wolle zustimmen. SenUMVK habe noch Heraus-

forderungen vor sich. Die Herausforderungen mit Blick auf den Segelfliegerdamm und die 

großräumliche Erschließung müssten andere Ausschüsse noch behandeln. 

 

Mathias Schulz (SPD) teilt mit, die SPD-Fraktion sei dankbar, dass es den Bebauungsplan-

entwurf in dieser Form gebe und sie in dieser Woche zu einem Abschluss kämen. Ursprüng-

lich sei eine reine Gewerbequartierentwicklung vorgesehen gewesen. Der aktuelle Entwurf 

bilde die Realität des Wohnraumbedarfs in Berlin ab. Den Bedarf bestätige auch die Bevölke-

rungsprognose. 

 

Der Ausschuss sei in einer Reihe von Terminen, auch vor Ort und gemeinsam mit dem Bau-

träger, über alle Überlegungen, Planungen und das Geschichtsbewusstsein informiert. Sie 

seien auf einem guten Weg, das Geschichtsbewusstsein zu erhalten. Am Freitag und in der 

Protokollnotiz stehe auch Halle 4 noch mal im Fokus. 
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Durch den naheliegenden S-Bahnhof Johannisthal gebe es gute Möglichkeiten der verkehrli-

chen Anbindung. Abgeordneter Evers habe aber Recht, dass noch genauer über ausreichende 

verkehrliche Erschließung gesprochen werden müsse, sodass die meisten Leute nicht darauf 

angewiesen seien, einen Pkw zu nutzen. 

 

Es sei gut, dass der Bebauungsplan die Kitaversorgung sowie die Grün-, Nah- und Freiflä-

chenversorgung berücksichtige. Ein Stadtplatz sei ebenfalls enthalten. So könne es ein lebhaf-

tes Quartier werden. Seine Fraktion freue sich, dass der Entwurf mit der zugehörigen Proto-

kollnotiz verabschiedet werden könne. 

 

Daniela Billig (GRÜNE) bestätigt, das Projekt habe viele unterstützenswerte Elemente wie 

die 1 800 Wohnungen einschließlich des Drittels der landeseigenen Wohnungen. 25 Prozent 

geförderter Wohnraum seien gut, aber das Parlament habe dafür kämpfen müssen. Es sei noch 

nicht bedarfsgerecht, und sie wünsche sich in Zukunft einen Aufwuchs. 

 

Mit Bezug auf Halle 4 sei anzumerken, dass es nicht ausreiche, nur die Kubatur zu erhalten. 

Ein städteplanerisch sinnvolles Nahversorgungszentrum könne auch in einem erhalten Ge-

bäude realisiert werden. Die Halle 4 habe unterschiedliche Zeitschichten und sei besonders 

und berlintypisch. Dazu gehöre mehr, als die Form zu erhalten und Spolien zu integrieren. 

Das sei kein Denkmalschutz oder -erhalt. Historisch sei diese architektonische Praxis Aus-

druck diktatorischer Herrschaftssysteme und von Machtüberlegenheit gewesen. 

 

Die Machbarkeitsanalyse, die zur Debatte stehe und mit der Protokollnotiz beschlossen wer-

den solle, sei eine Chance für die Halle 4. Als Denkmalpflegerin und Denkmalschützerin ver-

trete sie selbst der Meinung, dass es die Möglichkeit zur Erhaltung gebe. In den letzten Jahren 

habe es einen Wandel der Bewertung der Bausubstanz und von Denkmalerhalt und dessen 

Wichtigkeit gegeben. Es gebe viele Beispiele für Markthallen und andere Gebäude in teilwei-

se noch schlechterem Zustand, die erhalten worden seien. Es gebe Expertinnen, die das in 

sehr hoher Qualität könnten. 

 

Auch das aktive Engagement der Zivilgesellschaft ändere das Bewusstsein. Sie danke dem 

KulturerbeNetz, die immer wieder darauf hinwiesen, welche Gebäude in Berlin erhaltenswert, 

aber gefährdet seien. Zudem dürfe Graue Energie im 21. Jahrhundert nicht verschwendet 

werden, wenn unterschriebene Klimaschutzziele ernstgenommen würden. Es sei eine Chance 

für Halle 4. 

 

Sie wolle den Dank der Abgeordneten Gennburg erwidern. Sie freue sich über den Rückhalt, 

wenn immer es darum gehe, eine leere Fläche oder ein Gebäude zu erhalten. 

 

Das Verfahren habe viel Zeit und Kraft gekostet. Wenn das Parlament einen Bebauungsplan 

beschließen solle, wollten Parlamentarierinnen mitsprechen. Es sei ihre Aufgabe, sich einzu-

mischen und der Zivilgesellschaft zu einer Stimme zu verhelfen. Sie wünsche sich zukünftig 

eine rechtzeitige Beteiligung ohne die aktuelle Hast. 

 

Stefan Förster (FDP) unterstreicht, dass sie als Landesparlament und als Stadtrat zwei Funk-

tionen vornähmen. Er selbst sei in diesem Jahr zweimal, einmal mit den Präsidiumsabgeord-

neten und einmal mit der Delegation des Bausenats, in Wien gewesen. Dort halte das Parla-
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ment, das aus denselben Personen bestehe, explizit eine Sitzung als Wiener Landtag und eine 

als Wiener Gemeinderat, und sie hätten unterschiedliche Präsidien. Da es Leute durcheinan-

derbringe, könne man in Berlin mal über das Thema nachdenken. Aus dieser Perspektive sei 

der Bausenat heute eher der „Beigeordnete für Stadtentwicklung“. 

 

Das Verfahren der Bebauungspläne sei nicht mehr zeitgemäß. Als langjähriger ehemaliger 

Bezirksverordneter in Treptow-Köpenick wisse er, dass es am Ende auf eine „Friss-oder-stirb-

Variante“ hinauslaufe, mit der auch Projektentwickler oder Planer nicht immer glücklich sei-

en. Kompromisse könnten Klagen verhindern, was Geschwindigkeitsvorteile haben könnte. 

Deutschland müsse insgesamt zu anderen Verfahren beim Planungsrecht kommen. 

 

Das Flugfeld sei ein geschichtsträchtiger Ort mit bewegter Historie, aber habe auch 30 Jahre 

Verfall hinter sich, in den die Behörden nicht eingeschritten seien. Denkmalschutzbehörden, 

Land und Bezirk hätten versagt. Viele Probleme seien in den Neunziger- und Nullerjahren, 

vor Erwerb durch den jetzigen Eigentümer, entstanden. Man hätte unter anderem mit Ersatz-

vornahmen durchgreifen können, um Denkmäler zu erhalten. Der Bezirksdenkmalrat Trep-

tow-Köpenick habe unter seiner Leitung in der letzten Wahlperiode mehrfach diskutiert, dass 

sie unzufrieden seien, was in den Neunziger- und Nullerjahren auf dem Gelände passiert sei. 

Nun müsse aber auf Basis der jetzigen Bestandteile ein modernes Stadtquartier mit eigener 

Charakteristik und Urbanität entstehen. Ein lebendiges Quartier müsse ermöglichen, dass Se-

nioren und Studenten dort wohnten und sich Ärzte und Geschäfte ansiedelten. Berlin müsse 

daran gelegen sein, keine „Schlafstadt“, sondern ein Quartier der kurzen Wege zu schaffen, in 

dem Leute einkaufen, leben, sich wohl fühlen und miteinander austauschen könnten und in 

dem sie Gemeinschaftsflächen hätten. Dies werde es hoffentlich geben. 

 

Eine ganze Reihe von Themen seien nicht im Rahmen des Bebauungsplans lösbar. Er prog-

nostiziere, dass Schulen und Kitas erst fertiggestellt würden, wenn die Familien bereits dort 

wohnten, und wünsche sich dabei für die Zukunft schnellere Verabredungen. Das Bezirksamt 

Treptow-Köpenick müsse den Schulstandort entwickeln und jetzt schneller agieren. 

 

Die Zulassungszahlen von Pkw in der Stadt seien weiter gestiegen. Somit sei ein gewünschtes 

autoarmes Quartier meistens nicht mit der Realität in Einklang zu bringen. Er begrüße, dass 

auch mit flexiblen Möglichkeiten von Quartiersgaragen gearbeitet werde. Nach den jeweili-

gen Bauabschnitten könne dann geschaut werden, ob ein Stellplatzfaktor von 0,7 ausreiche 

oder ob mehr oder weniger benötigt würden. Der Investor habe glücklicherweise zugesagt, 

flexibel darauf zu reagieren. Es seien bedarfsgerechte Stellmöglichkeiten notwendig, damit 

Leute ihre Autos am Ende nicht auf öffentlichem Straßenland der anderen Straßen abstellten 

oder Versickerungsmulden zuparkten, wie es auf dem WISTA-Gelände oft geschehen sei. 

 

Mit Blick auf die Halle 4 sei im Auflagenbeschluss in der Protokollnotiz festgehalten, was 

Berlin erhalten könne. Wenn sie das umsetzen wollten, müsse das Land in der Pflicht sein, die 

Halle zu übernehmen. Es seien 4 600 Quadratmeter Geschossfläche in der Bestandskubatur 

und 8 100 Quadratmeter Geschossfläche im Neubau, der sich an der historischen Kubatur 

orientieren solle, geplant gewesen. Wenn es möglich sei, die historische Kubatur zu erhalten – 

er begrüße die Prüfung der Machbarkeit –, müsse das Land Berlin sagen, wo die Fläche aus-

zugleichen sei, die nicht hinzukomme. 
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Die geschichtliche Bedeutung müsse sich in der Gestaltung vor Ort widerspiegeln. Das dürfe 

nicht nur eine Ausstellung oder Informationstafeln zum Flugplatz oder zum VEB Kühlauto-

mat sein. Eine von vielen Möglichkeiten seien thematisch passende Spielgeräte auf Spielplät-

zen. 

 

Das Vorhaben sei im Baukollegium nicht so gut aufgehoben, wenn sie hinter verschlossenen 

Türen redeten. In einer weiteren Sitzung müsse der Ausschuss sich über den aktuellen Stand 

informieren lassen, gerne auch mit den Eigentümern gemeinsam, wenn die Entwürfe vorlä-

gen. In einer Sitzung könnten sie die Entwürfe kritisch diskutieren und ihre Meinung dazu 

abgeben. Die Protokollnotiz könne so beschlossen werden. 

 

Die größere Sorge bei der Gestaltung mache er sich bei der DEGEWO, die in der Regel 

„quadratisch, praktisch, aber nicht gut“ baue. Es dürfe aber keinen Qualitätsabfall geben. Zu-

dem gebe es noch Gewerbebauten. Dies sei in der Passage des Baukollegiums nicht enthalten. 

Gewerbe seien ebenfalls oft wenig schöne Blechhallen. Sie müssten keinen Architekturpreis 

gewinnen, müssten aber einen Bezug zu den angrenzenden Wohngebieten haben. 

 

Er danke Frau Böttcher, die Bebauungspläne mit viel Langmut und detailorientiert bearbeite. 

 

Lars Düsterhöft (SPD) begrüßt, dass es einen Kompromiss geben werde. Er danke der Ver-

waltung für das Erarbeiten und denjenigen, die in den letzten Jahren mitdiskutiert hätten. 

Über 50 Prozent des Geländes gingen in die Hand des Landes über. Er habe nicht davon ge-

hört, dass so etwas an anderer Stelle in dieser Größenordnung passiert sei. Er wünsche sich 

immer mehr, aber dass Berlin es schaffe, das Gelände zu übernehmen und noch dazu 550 lan-

deseigene Wohnungen zu bauen, sei herausragend gut. Insgesamt fänden über 3 600 Men-

schen ein neues, gut angeschlossenes Zuhause. Die Straßenbahn sei vor kurzem verlängert 

worden. Der Bahnhof Johannisthal, ehemals Betriebsbahnhof Schöneweide, habe einen provi-

sorischen Zugang erhalten und erhalte demnächst einen ordentlichen Zugang mit Fahrstuhl. 

Die Buslinie 163 habe eine neue Linienführung, statt eingestellt zu werden. 

 

Durch das Alter und Verzögerungen in den letzten Jahren könne die Stadt einige Gebäude 

nicht erhalten. Vor zwei Jahren habe außerdem ein Brand eine Halle beschädigt. Es sei aber 

erfreulich, dass Berlin die Denkmäler erhalte, die erhalten werden könnten. Der Bezirk müsse 

für einen würdigen Platz für Erinnerungskultur sorgen. Er könne sich gut vorstellen, dass das 

Rathaus Johannisthal in einer Filiale auf dem Gelände die Geschichte des Flugplatzes zeige. 

 

Er sei dankbar für den Kompromiss zu Halle 4. Wenn mehr erhalten werden könne, sei es ein 

Mehrwert. Die Halle dürfe aber auch nicht leer stehen, sondern müsse dem gesamten Kiez 

nutzen. Der Kiez habe einen Bedarf an Nahversorgung, Restaurants oder Plätzen, an denen 

Leben stattfinden könne. 

 

Er wolle sich der Abgeordneten Gennburg anschließen, dass es nicht ausreiche, nur auf eine 

zukünftige Schule zu verweisen. Sie müsse finanziell unterlegt werden. An den anderen 

Schulstandorten sei kein Platz, und sie hätten schon größtenteils Containerbauten. Die zwei 

geplanten Schulstandorte seien dringend nötig und dürften sich nicht verzögern. Er werde 

dem Gesamtpaket zustimmen. 

 

Andreas Otto (GRÜNE) fragt, wann der Bebauungsplan veröffentlicht werde. 
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Senator Andreas Geisel (SenSBW) äußert, er danke der Bauwert und der DEGEWO. Die 

hätten in der vergangenen Legislaturperiode einen abgeschlossenen Abwendungsvertrag ge-

habt, in dem gestanden habe, dass das Land Berlin keine weiteren Forderungen habe. Die 

Veränderung des Bebauungsplans sei für sie eine Überraschung gewesen. Ihr Verständnis 

dafür, dass sie und das Land gemeinsam ein gutes Projekt erstellen müssten, trage dazu bei, 

dass sie eine Beschlussfassung vornehmen könnten. 

 

Bei der Qualität der landeseigenen Gesellschaften gebe es Vorurteile. Ziel sei, dass den Ge-

bäuden nicht angesehen werden könne, wer der Eigentümer sei. Um das zu sichern würden 

SenSBW, Bezirk und der jeweilige Bauherr ein Wettbewerbsverfahren finden. 

 

 

Sabrina Böttcher (SenSBW) weist darauf hin, dass die Verträge wirksam seien, wenn das 

Abgeordnetenhaus den Bebauungsplan beschlossen habe. Die Rechtsprüfung der SenSBW 

müsse die Verträge bearbeiten, was aber gut vorbereitet sei. Im ersten Quartal 2023, 

voraussichtlich im Februar oder März, setzten sie den Bebauungsplan fest, und kurz danach 

veröffentlichten sie ihn. Die im Zeitplan abgebildeten Arbeiten könnten unabhängig von der 

Festsetzung Anfang 2023 starten. 

 

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum die Annahme der Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 19/0463. Dringlichkeit wird beschlossen. Der Ausschuss beschließt weiterhin die 

Protokollnotiz. 

 

 

Punkt 2 der Tagesordnung 

  Verschiedenes  

Siehe Beschlussprotokoll. 

 


